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1. Entlastungen bei der Einkommensteuer
noch für 2024 – Grundfreibetrag und
Kinderfreibetrag

Noch für das laufende Jahr erfolgt eine Entlastung
kleinerer und mittlerer Einkommen bei der Einkom-
mensteuer. Entlastungen für die Jahre 2025 und
2026 sind ebenfalls geplant, deren genaue Umset-
zung ist vorläufig aber noch offen. Für 2024 treten
folgende Entlastungen ein:

neu für 2024 bisheriger
Stand

Kinderfreibetrag (je Stpfl. –
bei zusammen zur Einkom-
mensteuer veranlagten Ehe-
gatten verdoppeln sich die
Beträge)

3 306 € 3 192 €

Grundfreibetrag bei der Ein-
kommensteuer

11 784 € 11604 €

Einsetzen des linearen Ein-
kommensteuersatzes von
42 %

66761 € 66761 €

Kindergeld 250 €

(unverändert)
250 €

Auch wurden die Grenzbeträge für das Einsetzen des
Solidaritätszuschlages erhöht, so dass der Kreis
der Stpfl., der vom Solidaritätszuschlag ausgenom-
men ist, noch weiter steigen wird.

Die für 2024 erfolgenden Änderungen kommen beim
Lohnsteuerabzug erstmals für die Lohnabrechnung
Dezember 2024 zur Anwendung. Damit wird vermie-
den, dass mit Inkrafttreten des Gesetzes sämtliche
bereits erstellten Lohnabrechnungen für 2024 korri-
giert werden müssen. Die Lohnabrechnungen Januar
2024 bis November 2024 bleiben also unverändert.
Die lohnsteuerliche Berücksichtigung der steuerli-
chen Entlastung für 2024 erfolgt vielmehr insgesamt
bei der Lohn-, Gehalts- bzw. Bezügeabrechnung für
Dezember 2024.

Außerhalb des Lohnsteuerabzugs profitieren die
Stpfl. von dieser Änderung für 2024 erst bei der
Einkommensteuerveranlagung für 2024 oder bei
einer nach Inkrafttreten des Gesetzes erfolgenden

Anpassung der Vorauszahlungen zur Einkommen-
steuer 2024.

Hinweis:

Das weitere Gesetzgebungsverfahren zu Entlastungen in
den Jahren 2025 und 2026 ist aktuell ungewiss.

2. Inflationsausgleichsprämie kann nur noch
bis zum 31.12.2024 gewährt werden

In der Zeit bis zum 31.12.2024 kann der Arbeitgeber
an den Arbeitnehmer steuer- und sozialversiche-
rungsfreie Inflationsausgleichsprämien von maximal
3 000 € gewähren. Mithin läuft diese Möglichkeit,
den Arbeitnehmern steuer- und sozialversicherungs-
frei eine Leistung zu gewähren, mit dem 31.12.2024
aus. Hierzu nochmals die wichtigsten Aspekte in
Kürze:

Der Begünstigungszeitraum ist zeitlich befristet –
vom 26.10.2022 bis zum 31.12.2024. In diesem
Zeitraum sind Zahlungen der Arbeitgeberinnen
und Arbeitgeber bis zu einem Betrag von 3 000 €

steuer- und sozialversicherungsfrei möglich. Die
Zahlung kann auch in Teilbeträgen erfolgen, so-
weit insgesamt der Betrag von 3 000 € nicht über-
schritten wird.
Die Inflationsausgleichsprämie muss zusätzlich
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn gewährt
werden.
Die Leistung muss zum Ausgleich der gestiege-
nen Verbraucherpreise gewährt werden (Infla-
tionsbezug). Eine entsprechende (schriftliche)
Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer ist nicht erforderlich. Ausreichend ist
insoweit z.B., wenn die Zahlung in der Lohnab-
rechnung als „Inflationsausgleichsprämie“ ge-
kennzeichnet wird.
Die steuerfreien Leistungen sind im Lohnkonto
aufzuzeichnen. Die steuerfreie Inflationsaus-
gleichsprämie ist weder vom Arbeitgeber in der
Lohnsteuerbescheinigung auszuweisen noch vom
Arbeitnehmer in der Einkommensteuererklärung
anzugeben.

Dezember 2024

1

©
S
to
llf
u
ß
V
er
la
g
,
L
ef
eb

vr
e
S
ar
ru
t
G
m
b
H



Handlungsempfehlung:
Im Einzelfall ist zu prüfen, ob noch im Dezember 2024 ent-
sprechende Leistungen gezahlt werden sollen. Dabei ist zu
beachten, dass je Arbeitnehmer in dem jeweiligen Arbeits-
verhältnis und für den gesamten Begünstigungszeitraum
die Grenze von 3000 € nicht überschritten wird. Ein über-
steigender Betrag wäre nicht lohn- und sozialversiche-
rungsfrei.

3. Rechengrößen der Sozialversicherung für
2025, Beitragssätze Sozialversicherung

Die maßgeblichen Rechengrößen für die Sozialversi-
cherung werden alljährlich an die Einkommensent-
wicklung angepasst und stellen sich für 2025 wie in
der Übersicht „Beitragsbemessungsgrenzen“ aufge-
führt dar. Dabei ist zu beachten, dass sich die Werte
für die Beitragsbemessungsgrenze in der Renten-
und Arbeitslosenversicherung bisher nach den
Rechtskreisen West und Ost unterschieden. Nach
einer schrittweisen Angleichung in den vergangenen
Jahren gelten ab 2025 bundeseinheitliche Werte.

Übersicht: Beitragsbemessungsgrenzen

Rentenversicherung und
Arbeitslosenversicherung

2025 2024

(bundesein-
heitlich)

West Ost

Beitragsbemessungsgrenze
– jährlich 96 600,00 € 90600,00 € 89400,00 €

– monatlich 8 050,00 € 7 550,00 € 7 450,00 €

Gesetzliche Krankenver-
sicherung/Pflegeversiche-
rung

2025
(bundes-
einheitlich)

West Ost

Beitragsbemessungsgrenze
– jährlich 66 150,00 € 62100,00 € 62100,00 €

– monatlich 5 512,50 € 5 175,00 € 5 175,00 €

Versicherungspflichtgrenze
– jährlich 73 800,00 € 69300,00 € 69300,00 €

– monatlich 6 150,00 € 5 775,00 € 5 775,00 €

Versicherungspflichtgrenze
für Arbeitnehmer,
die am 31.12.2002 PKV-
versichert waren
– jährlich 66 150,00 € 62100,00 € 62100,00 €

– monatlich 5 512,50 € 5 175,00 € 5 175,00 €

Die Beitragssätze zur Sozialversicherung stellen
sich nach jetzigem Stand wie folgt dar:

gesetzliche Rentenversi-
cherung

18,6 %

Arbeitslosenversicherung 2,6 %

gesetzliche Pflegeversi-
cherung

3,6 % (4,2 % bei kinderlosen Versicherten,
die das 23. Lebensjahr vollendet haben; den
Beitragszuschlag von 0,6 % trägt der Ar-
beitnehmer alleine)
Eltern mit mehr als einem Kind unter 25
Jahren werden entlastet; ab dem 2. Kind um
jeweils 0,25 %-Punkte je Kind, max. 1,0 %.
Der Abschlag mindert ausschließlich den
Arbeitnehmeranteil; der Arbeitgeberanteil
bleibt konstant bei 1,7 %.

gesetzliche Krankenversi-
cherung

14,6 %
durchschnittlicher Zusatzbeitragssatz in der
gesetzlichen Krankenversicherung: 2,5 %
(2024: 1,7 %) – der Zusatzbeitrag (und die
Umlagesätze) der einzelnen Krankenkassen
können sich hiervon abweichend entwickeln.

Der Umlagesatz für das Insolvenzgeld wird
wieder auf das eigentlich vorgesehene gesetzli-
che Niveau angehoben. Der Umlagesatz für
2025 beträgt nach derzeitigem Stand wieder
0,15 % (der verminderte Umlagesatz von 0,06 %
galt nur für 2023 und 2024).

4. Verrechnung von Verlusten aus Terminge-
schäften mit anderen Kapitalerträgen

Die steuerliche Geltendmachung von Verlusten bei
den Einkünften aus Kapitalvermögen ist in mehrfa-
cher Hinsicht eingeschränkt:

Verluste aus der Veräußerung von Aktien dürfen
nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien
ausgeglichen und verrechnet werden;
Verluste aus Termingeschäften dürfen pro Jahr
nur i.H.v. 20 000 € mit Gewinnen aus Terminge-
schäften und Stillhalterprämien ausgeglichen und
verrechnet werden;
Verluste aus der ganzen oder teilweisen Unein-
bringlichkeit einer Kapitalforderung und dem Aus-
fall von Kapitalforderungen dürfen pro Jahr nur
i.H.v. 20 000 € mit Einkünften aus Kapitalvermö-
gen ausgeglichen und verrechnet werden.

In Reaktion auf die Rechtsprechung, welche erheb-
liche verfassungsrechtliche Zweifel an der Verlust-
verrechnungsbeschränkung für Verluste aus Termin-
geschäften geäußert hatte, werden die besonderen
Verlustverrechnungskreise für Termingeschäfte und
Forderungsausfälle mit dem Jahressteuergesetz
2024 aufgehoben. Bestehende Verlustvorträge aus
Termingeschäften und Forderungsausfällen sind in
allen offenen Fällen uneingeschränkt mit allen Ein-
künften aus Kapitalvermögen verrechenbar. Das
heißt bestehende Verlustvorträge aus Terminge-
schäften und Forderungsausfällen stehen ab sofort
für eine Verlustverrechnung mit allen Einkünften aus
Kapitalvermögen zur Verfügung.

Handlungsempfehlung:
Generell ist zu beachten, dass bei Verlusten aus Wertpa-
pierveräußerungen, die bei dem jeweiligen Kreditinstitut in
diesem Jahr nicht zum Ausgleich gelangen und die mit Er-
trägen aus Kapitalanlagen bei anderen Kreditinstituten ver-
rechnet werden sollen, bis zum 15.12.2024 ein Antrag auf
Bescheinigung der Verluste gestellt werden muss, um
den Verlustausgleich mit anderen Einkünften aus Kapital-
vermögen dann in der Steuererklärung für 2024 zu ermög-
lichen.

5. Überprüfung und ggf. Anpassung der
Steuervorauszahlungen

Auf Grund der aktuell sehr unterschiedlichen wirt-
schaftlichen Entwicklung in den einzelnen Branchen
und teilweise deutlichen Ergebnisrückgängen sollte
geprüft werden, ob eine Anpassung der Steuervo-
rauszahlungen angezeigt ist. Die Herabsetzung von
Steuervorauszahlungen ist stets zu prüfen, da dies
ein einfaches und effektives Instrument zur Scho-
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nung der Liquidität ist. Besonders wichtig ist dies bei
rückläufigen Ergebnissen, da die Vorauszahlungen
im Grundsatz nach der zuletzt vom Finanzamt vorge-
nommenen Steuerveranlagung bemessen werden
und damit die in manchen Branchen vergleichsweise
guten Jahre 2021 und 2022 zu Grunde gelegt wer-
den. Aktuell ist eine Anpassung der Steuervoraus-
zahlungen noch in folgendem Rahmen möglich (län-
gere Fristen bei überwiegend Einkünften aus Land-
und Forstwirtschaft):

Die Anpassung der Vorauszahlungen für das Jahr
2023 ist bis zum 30.6.2025 möglich und kann mit-
tels Vorlage einer (vorläufigen) Gewinn- und Ver-
lustrechnung und ggf. Ermittlung des steuerlichen
Gewinns beantragt werden.
Die Anpassung der Vorauszahlungen für das Jahr
2024 ist bis zum 1.6.2026 möglich und kann be-
reits jetzt mittels Vorlage einer aktuellen BWA und
einer Hochrechnung des voraussichtlichen Jah-
resergebnisses beantragt werden.
Ebenso sind die Vorauszahlungen für das Jahr
2025 in den Blick zu nehmen. Diese sind grds. be-
messen nach der zuletzt vorliegenden Steuerver-
anlagung, also einem mehr oder weniger weit zu-
rückliegenden Jahr. Liegt eine nutzbare Planung
für 2025 vor, so kann auf dieser Basis eine Anpas-
sung der Vorauszahlungen geprüft und ggf. bean-
tragt werden.

Hinweis:

Die Anpassung der Steuervorauszahlungen erfolgt auf An-
trag des Stpfl. Dabei sollte regelmäßig eine Anpassung der
Einkommensteuer und auch des Gewerbesteuer-Messbe-
trags beantragt werden. Auch bereits entrichtete Voraus-
zahlungen können zurückgefordert werden, wenn sich vo-
raussichtlich eine niedrigere Steuer ergibt, als bislang der
Berechnung der Vorauszahlungen zu Grunde gelegt wurde.

Bei steigenden Gewinnen besteht im Grundsatz kein
Handlungsbedarf des Stpfl. Dennoch kann auch in
diesen Fällen eine Anpassung zu prüfen sein, wenn
größere Abschlusszahlungen vermieden werden sol-
len.

Wird für 2024 mit einem steuerlichen Verlust gerech-
net, so kann auch bereits im Wege der Anpassung
der Vorauszahlungen für 2023 ein Verlustrücktrag in
Vorjahre beantragt werden.

6. Grundsteuer: Nachweismöglichkeit des
niedrigeren gemeinen Werts

Ab 2025 greifen die neuen Bewertungen des
Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer. Da-
bei hängt die letztliche Belastung des Grundstücks-
eigentümers (bzw. der Mieter, da die Grundsteuer
regelmäßig über die Nebenkosten an diese weiter-
gegeben wird) sowohl von dem vom Finanzamt
festgestellten Grundsteuerwert ab, als auch vom
Hebesatz, den die jeweilige Gemeinde festlegt.
Kennzeichnend für die Ermittlung des Grund-
steuerwerts ist, dass eine stark typisierende und

pauschalierende Wertermittlung zur Anwendung
kommt. Dies ist im Grundsatz auch erforderlich
und sinnvoll, um die Vielzahl der Bewertungsfälle
mit vertretbarem Aufwand abarbeiten zu können.
Andererseits bedingt dies, dass individuelle Aspek-
te bei der Bewertung nicht berücksichtigt werden,
so dass es im Einzelfall auch zu Werten kommen
kann, die den Verkehrswert des Grundstücks deut-
lich übersteigen. Insoweit hat der BFH in zwei Be-
schlüssen klar zum Ausdruck gebracht, dass Stpfl.
die Möglichkeit haben müssen, einen unter dem
festgestellten Grundsteuerwert liegenden gemeinen
Wert ihres Grundstücks nachzuweisen. Dem ist
auch im Grundsatz die FinVerw gefolgt. Nun soll
dies auch gesetzlich festgeschrieben werden, und
zwar ist

der niedrigere gemeine Wert als Grundsteuerwert
anzusetzen, wenn der Stpfl. nachweist, dass der
nach den pauschalierenden gesetzlichen Regeln
ermittelte Grundsteuerwert erheblich von dem ge-
meinen Wert der wirtschaftlichen Einheit im Fest-
stellungszeitpunkt abweicht;
von einer erheblichen Abweichung ist stets auszu-
gehen, wenn der Grundsteuerwert den nachgewie-
senen gemeinen Wert um mindestens 40 % über-
steigt.
Als Nachweis des niedrigeren gemeinenWerts kann
auch ein im gewöhnlichen Geschäftsverkehr inner-
halb eines Jahres vor oder nach demHauptfeststel-
lungszeitpunkt zustande gekommener Kaufpreis
über die zu bewertende wirtschaftliche Einheit die-
nen, wenn die maßgeblichen Verhältnisse hierfür
gegenüber den Verhältnissen am Hauptfeststel-
lungszeitpunkt unverändert sind.

Handlungsempfehlung:

In Fällen, in denen die nach dem Gesetz ermittelten Grund-
stückswerte offensichtlichdeutlich überdenVerkehrswerten
liegen, ist zu prüfen, ob ein niedrigerer Wert nachgewiesen
werden sollte. Soweit kein zeitnaher Kaufpreis vorliegt, be-
darf dies der Vorlage eines Bewertungsgutachtens des zu-
ständigen Gutachterausschusses oder eines Sachverstän-
digen.

Hinweis:

Die generelle Verfassungsmäßigkeit der Neuregelungen
zur Grundsteuer wird zwar vereinzelt in Frage gestellt, von
den Finanzgerichten aber bislang nicht geteilt. So hat
z.B. aktuell das FG Baden-Württemberg mit Urteilen v.
11.6.2024 (Az. 8 K 1582/23 und 8 K 2368/22) bestätigt,
dass das Landesgrundsteuergesetz Baden-Württemberg
verfassungsgemäß sei.

7. Steuerermäßigung für Handwerker-
leistungen bzw. für energetische Sanie-
rungsmaßnahmen

Aufwendungen für Handwerkerleistungen in der
selbstgenutzten Immobilie können unter bestimmten
Bedingungen steuermindernd geltend gemacht wer-
den. Insoweit bestehen insbesondere zwei Steuerer-
mäßigungsvorschriften:
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Steuerermäßigung für energetische Maßnah-
men: Energetische Sanierungsmaßnahmen an
ausschließlich zu eigenen Wohnzwecken genutz-
ten Gebäuden werden steuerlich durch eine
Steuerermäßigung bei der Einkommensteuer ge-
fördert. Die Immobilie muss im Zeitpunkt der
Durchführung der förderfähigen Maßnahme älter
als zehn Jahre sein. Die Steuerermäßigung beträgt
20 % der Aufwendungen, maximal insgesamt
40000 € je Objekt und ist über drei Jahre zu ver-
teilen: Im Jahr des Abschlusses der energetischen
Maßnahme und im folgenden Jahr je 7 %, max. je
14 000 € und im dritten Jahr 6 %, max. 12 000 €.
Damit können Aufwendungen bis 200 000 € be-
rücksichtigt werden. Förderfähige Maßnahmen
sind z.B. die Wärmedämmung der Wände oder
Dachflächen, die Erneuerung der Fenster und Au-
ßentüren und die Erneuerung der Heizungsanlage.
Von besonderer Bedeutung sind die einzuhalten-
den technischen Mindestanforderungen, die in
einer Rechtsverordnung festgehalten sind. Die
Einhaltung dieser Anforderungen muss zwingend
von dem ausführenden Fachunternehmen be-
scheinigt werden. Für die Bescheinigung sind die
amtlich vorgeschriebenen Muster zu verwenden.

Steuerermäßigung für die Inanspruchnahme
von Handwerkerleistungen: Bei kleineren Maß-
nahmen an selbstgenutzten Immobilien bzw.
solchen, bei denen die technischen Anforderun-
gen für die Steuerermäßigung für energetische
Sanierungsmaßnahmen nicht eingehalten oder
nachgewiesen werden können, kann ggf. die
Steuerermäßigung bei Aufwendungen für Hand-
werkerleistungen genutzt werden. Gefördert
werden allgemein Handwerkerleistungen für Re-
novierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungs-
maßnahmen. Insoweit sind allerdings die Begren-
zungen zu beachten, insbesondere:

Gefördert wird nur der vom Handwerker in
Rechnung gestellte Lohnanteil, Fahrtkosten
sowie anteilige Maschinenkosten und nicht
die Materiallieferungen und
pro Jahr können maximal Aufwendungen i.H.v.
6 000 € angesetzt werden, welche dann mit
einer Steuerermäßigung von 20 % gefördert
werden. Es kann also maximal eine Steuerer-
mäßigung von 1 200 € im Kalenderjahr geltend
gemacht werden.

Vorliegen muss eine Rechnung des Handwerkers
und die Rechnung muss zwingend mittels Zahlung
auf ein Bankkonto des Handwerkers beglichen wer-

den. Darüber hinaus werden allerdings keine beson-
deren Anforderungen gestellt.

In beiden Fällen kann die Steuerermäßigung für 2024
grundsätzlich nur dann in Anspruch genommen wer-
den, wenn die Leistungen erbracht sind und die Zah-
lung auf das Bankkonto des Handwerkers noch in
2024 erfolgt. Dies wird bestätigt in zwei aktuellen Ur-
teilen:

Energetische Maßnahme und Ratenzahlung:
Der BFH hat mit Urteil v. 13.8.2024 (Az.
IX R 31/23) entschieden, dass der Abschluss
einer energetischen Maßnahme nicht bereits mit
deren Fertigstellung, sondern erst mit der voll-
ständigen Zahlung des Rechnungsbetrags auf
das Konto des Erbringers der Leistung vorliegt.
Im Urteilsfall war die Leistung des Handwerkers
(die Erneuerung der Heizungsanlage) in 2021
vollständig erbracht und auch in Rechnung ge-
stellt worden, jedoch wurde der Rechnungsbe-
trag in monatlichen kleinen Raten bezahlt. Das
Gericht bestätigt, dass die Steuerermäßigung
für energetische Sanierungsmaßnahmen erst
dann in Anspruch genommen werden kann,
wenn der Rechnungsbetrag vollständig entrichtet
wurde.

Hinweis:

Offen bleiben konnte, ob der Fall anders zu beurteilen ist,
wenn der Rechnungsbetrag vom Handwerker ausdrücklich
in ein Darlehen umgewandelt wird, welches dann in Raten
getilgt wird.

Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen
und Vorauszahlungen: Das FG Düsseldorf hat
in der Entscheidung v. 18.7.2024 (Az. 14 K 1966/
23 E) bestätigt, dass die Steuerermäßigung für
Handwerkerleistungen grundsätzlich nicht auf
der Grundlage einer Vorauszahlung für Lohnkos-
ten in Anspruch genommen werden kann. Viel-
mehr kann die Steuerermäßigung erst mit Ausfüh-
rung (und Zahlung) geltend gemacht werden. Die
steuerliche Begünstigung einer Vorauszahlung ist
allenfalls denkbar, wenn solche Zahlungsmodali-
täten marktüblich oder sonst sachlich begründet
sind und die Zahlung seitens des Handwerksbe-
triebes angefordert wurde.

Handlungsempfehlung:

Ratenzahlung bzw. eine anderweitige Finanzierung sol-
cher Maßnahmen über den Handwerker sind steuerlich
problematisch und können nur nach Hinzuziehung
steuerlichen Rats umgesetzt werden. Unproblematisch
ist dagegen die Finanzierung der Maßnahme z.B. über
einen Bankkredit.
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